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TOP 4: Entwurf eines Landeswindenergiegebietegesetzes - LWindGG 
- Ministerium des Innern und für Sport - 

 

Beschluss: 

Der Ministerrat billigt im Grundsatz den Entwurf eines Landeswindenergiegebiete-
gesetzes und ist mit der Einleitung des Beteiligungs- und Anhörungsverfahrens nach 
den §§ 27 und 28 GGO einverstanden. 

 

Erläuterungen: 

Der Ausbau der Windenergienutzung ist im dringenden Interesse des Klima- und 
Umweltschutzes und der Energiesicherheit zu erhöhen und zu beschleunigen. 

Der Bund verfolgt das Ziel, dass 2 Prozent der Fläche der Bundesrepublik Deutschland 
bis Ende des Jahres 2032 für die Windenergie an Land ausgewiesen werden. 
Umgesetzt wird dies durch das Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des 
Ausbaus von Windenergieanlagen an Land („Wind-an-Land-Gesetz“) vom 20. Juli 

2022 (BGBl. I S. 1353), das am 1. Februar 2023 in Kraft getreten ist. Es verpflichtet 
die Bundesländer in Artikel 1, dem Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für 
Windenergieanlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG), 
bestimmte Anteile der Landesfläche zeitlich gestaffelt für die Windenergie an Land 
auszuweisen (Flächenziele), und enthält nähere Bestimmungen zur Umsetzung durch 
die Bundesländer, die bis zum 31. Mai 2024 nachzuweisen ist. Rheinland-Pfalz ist 
nach WindBG verpflichtet, bis zum 31. Dezember 2027 mindestens 1,4 Prozent der 
Landesfläche und bis zum 31. Dezember 2032 mindestens 2,2 Prozent der 
Landesfläche als Windenergiegebiete auszuweisen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird der Ausbau der Windenergienutzung unter 
angemessener Berücksichtigung der berührten Interessen kräftig vorangetrieben.  

Die in Rheinland-Pfalz spätestens bis zum 31. Dezember 2027 und spätestens bis 
zum 31. Dezember 2030 - insoweit also zwei Jahre früher als vom WindBG 
vorgegeben - zu erreichenden Flächenziele werden festgeschrieben. In einem ersten 
Schritt legt der Gesetzentwurf für die vier rheinland-pfälzischen 
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Planungsgemeinschaften und den Verband Region Rhein-Neckar (VRRN, in Bezug 
auf den rheinland-pfälzischen Teilraum) als Träger der Regionalplanung pauschal 
regionale Teilflächenziele in Höhe von mindestens 1,4 Prozent ihrer jeweiligen 
Regionsfläche fest, die sie spätestens bis zum 31. Dezember 2026 durch die 
Ausweisung von Windenergiegebieten erreichen müssen. Es werden 
flächenbezogene Kompensationsvereinbarungen zwischen den 
Planungsgemeinschaften und dem VRRN ermöglicht sowie wesentliche Ziele des 
Kapitels Erneuerbare Energien des Landesentwicklungsprogramms IV 
aufrechterhalten. 

Das spätestens bis zum 31. Dezember 2030 mindestens zu erreichende Flächenziel 
soll später für jede Region differenziert nach ihrer Leistungsfähigkeit auf der Grundlage 
einer Flächenpotenzialanalyse durch raumordnerische Maßgaben mit regionalen 
Teilflächenzielen festgelegt werden. Entsprechend der Systematik dieses Gesetzes 
werden die Träger der Regionalplanung diese regionalen Teilflächenziele spätestens 
bis zum 31. Dezember 2029 durch die Beschlussfassung über die Ausweisung von 
Windenergiegebieten erreichen müssen.  


